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Erwarteter Erfolg für Marche Blanche Das Volk 
. hat gerichtet Alle Stiinde stimmten def Padophilie-Initiative zu- Bundesriitin Sommaruga warnt vor Umsetzungsproblemen 

Mit einem deutlichen J a von 
63,5 Prozent haben die Stimin­
berechtigten sowie alle Stande 
die Padophilie-Initiative · 
àngenomínen. Die Umsetzung 
bereitet Bundesratin Sommamga 
indessen bereits ~orgen. 

Nadine ]ürgensen 

Bereits mit der ersten Hochrechnung 
hat sich die allgemeine Erwartung be.! 
stãtigt, dass die Pãdophilie-Initiative 

· von Marche Blanche angenommen · 
. wird. Fraglich war n ur, wie hoch die ,Zu-
stimmung ausfallen würde und wie viele 
(oder wenige) Nein-Stimmen die Geg­
ner würden mobili11ieren konnen. Mit 
63,5 Prozent Ja-Stimmen haben die 
liritianten des Begehrens «Pãdophile 
sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten 
dürfen» schliesslich einen veritablen Er­
folg für jhr Allliegen verbucht -und die 
Gegner immerhin keine vetnichtende 
Niederlage. . · 

:Oas Volksbegehren ist in allen Stãn­
den kiar angenommen worden. Am 
deutlichsten dafür ausgesprochen hat 
sich der Kanton Tessin mit über 80 Pro­
zeht Ja-Stimmen. Auch in den, welschen 
Kantonen Jura, Neuenburg und Genf 
war die Zustimrnung mit über 70 Pro­
zent sehr gross. Und auch im Heimat­
k~mton Waadt von Christine/Bussat, der 
· Initiantin der Initiative, gab es eine Zu­
stimnmng von knapp 70 Prozent. 

Sommaruga sieh~ DilemJ!la 

Justizministerin Simonetta Sommaruga 
hat an der bundesrãtlichen Medienkon­
ferenz ausgeführt, weshalb ihr die neue 
Verfass,ungsbestimmung Sorgen berei­

. tet. D er Wortlaut der Initiative verlange 
einen Automatismus, der den Grtind­
sãtzen der Verhaltnismãssigkeit wider-

tJ ~~i ?f,~ . s·. --::<. o·" '1 ' 

Eidgeniissische Abstimmung zur Piidophilie-lnitiative 
Stimmbeteiligung: 55,4 Prozent 
Ja·Stimmen-Anteil: 63,5 Prozent 

lêl ;,70 
llil 65-69,9 
D 60-64,9 
D 55-59,9 
D 5Q-54,9 
D 35-49,9 
D 25-34.9 
D 20-24,9 
D 15-19,9 
lêl < 15 

Di e Stãnde Appenzelllnnerrhoden, 
Glarus, Basei·Siadl. Genf, Nidwâlden, 
Dbwalden, Uri und Zug kennen keine 
administrativa Einheit zwischen 
Kanton und Gemeinde; in der 
Bezirkskarte sind für diese Stãnde die 
Kàntonsergebnisse aufgeführt. 

spreche. Ohne die Schwere der Tat, das 
Alter·oder das Motiv zu berücksichti­
gen, müsse ein Berqfsverbot für ein-

.. ·schlãgig vorbestrafte Pãdosexuelle ver­
hãngt · werdén. Somit. widersprãchen 
sich zwei Verfassungsartikel, denn auch 
die Verhãltnismãssigkeit ist ein ve'rfas­

. sungsmãssig .ganintiertes Recht. Egal, 
Wie die Initiative .min umgesetzt wetde, 
entweder die eine oder die · andere Be­

.stinimung werde vérletzt, sagte Somma­
ruga. Es sei n11n die Aufgabe des Parla­
ments, dieses Dilemma zu lOsen. Die 
Bundesrãtin hat das Bundesàmt für Jus­
tiz ·beauftragt, noch ciieses Jahr eine 

_ Vernelinihissungsvorlage zu prãsentie~ 
.. ren. Ein vom Parlament vérabschiede-· 
tes G~setz, das als inoffizieller Gegen­
.von;chlag ausgearbeitet wurde, trete un­

. abhãngig von der Umsetzungder Initia-
-. tive nãchstes Jahr in Kraft. 

_. «Gesmider. Menschenverstand» 

Rechtsstaat im Abseits 

Nadine ]ürgensen · Das Ja zur Ji'ãdo­
philie-Initiative ist wie erwartet deutlich 
ausgefallen. Schon zu .Beginn des Ab­
stimmungskampfes hat es sich abge­
zeichnet,. dass die · Vorlage «Pãdophile 
sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten 
dürfen» viele Befürworter finden wür­
de. Mit rechtsstaatlichen Einwãnden 
gegen die Volksinitiative von Marche 
Blanche konnten die Gegner bei dies~m 
emotionalen Thema nichts ausrichten. 
Auch dasArgument, dass das Parlament 
bereits ein schãrferes und weitgehende­
res Gesetz erlassen hat, verfing mcht. 

Der Zeitgeist hat sich. beidieser Vor­
lage erneut durchgesetzt. Von . einem 
harten Strafrecht erhofft sich der Souve­
rãn mehr Opferschutz und Gerechtig­
keit. Âhnlich wie bei d er Verwahíungs-, 
der Unverjãhrbarkeits- oder der Aus~ 

Dei Abstimmungskampf zur Pãdophi- schaffungsirtitiative werden bereitwillig 
lie-Irtiti'ative Wqr anfãnglich la u gestar- Orundsãtze unserer Rechts.ordnung ge-

. · tet: Diés ist darauf zurückzuführen, dass opferi wie ]ener d er. Verhãltnismãssig- · 
·sich ,das gegnerische Nein-Komitee ver- keit. Diese sichert uns allen das Recht 

OUEllE: ABSllMMUNGSSTAllSllK. BUNOESAMT FÜR STATISTIK IBFSI l KARTENGRUNDlAGE: THEMAKART. BFS 
~spãtet formiert hatte. Nationalrat An-' zu, nach der Schwere un d den Umstãn-

- .. dria· Carorn _(fdp., Appenzell Ailsser- den der Ta t oeurteilt zu werden. Im Fali 
rhoden) hatte es mit rechtsstaatlichen von straffãlligen Auslãndern, gefãhr-
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Argumenten' gegen die Vorlage aller- lichen Straftãtern u·nd nun für Pãdo-
clings schwer. · Immerhin seien am Ende Rhile ist dieses Prinzip alisgehebelt wor-
einige Stimmbürger zum Umdenken be- · den, Es ist nicht mehr der Richter, der 
wogért worden, heisst es in einer Mittei- .im. Einzelfall das. Gesetz anwendet. Es 
lung. Der Kampf für rechtsstaatliche ist das Volk, das riéhtet. Direkt per 
Prinzipien gehe aber w~iter~ Volksentscheid, niedergeschrieben in 

Für die Befürworter der Votlage der Verfassung. . ' 
habe «der gesunde .Ménschenverstapd Volksentscheide sind zu akzeptieren 
obsiegt>>, wie sie mitteijen. Das Straf- und umzusetzen. Es liegt n un am Parla-
recht müsse sich stãrker am Schutz der ment, den Volksentscheid in das be-
Bevõlkerung und weniger auf die Be- .. stehende Gesetz einzufügeri. Weitere 
dürfnisse dei Tãter ausrichten. Jugend- · Volksinitiativen, die .den Réchtsstaat ge-
.lieben sollen niclit erfasst werden bei fãhrden, stehen án. Wer auch in :t;;u-
der Umsetzung, heisst <(S weiter. Der kunft einen. funkti9nierenden Rechts-

. Lehrérdachverband hofft auf diese Aus- staat für· alle in diesem Und wünscht, 
nahme, sonst «müssten Lehrer Schüler dem sollte dieser Richtspruch des Vol-
anzel.gen». Das sei inakzep~abel. · · kes zu denken geben. 

Überwãltigendes J a zur Starl{ting der Hausarztmedizin Ausdruck 
der Sympathie 

Der Souveran hat ~ich für di e 
Festschreibung der,meclizini;. 
schen Gmndversorgung in der 
Velfassung ausgesprochen und 
den Gegenvorschlag zur Haus-

Medizinische Grundversorgung erhalt Veifassungsrang 

Eidgeniissische Abstimmung zur Hausarztmedizin 
Stimmbeteiligung: 55,0 Prozent 
Ja-Stimmen-Anteil: 88,0 Prozent 

sind, und verwies auf den von ihm 2012 
lancierten «Masterplan Hausarzt und 
medizinische Grundversorgung». Mit 
diesem sollen die wichtigsten Forde­
rurigen der inzwischen zugunsten des 
nim gutgeheissenen Gegenvorschlags 

Ja zu bereits eingeleiteter Politik 
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